
Herr Bundesrat, Sie erklärten neulich
in Berlin, die Abstimmung über die
SVP-Initiative werde «im Sinne des
Bundesrats» ausgehen. Sind Sie nach
den neusten Umfragezahlen immer
noch so sicher?
Johann Schneider-Ammann: Ich sagte, ich

sei guter Hoffnung, dass die Abstim-
mung im Sinne des Bundesrats ausge-
hen würde.

Das war vor zwei Wochen. Und heute?
Es wird eng, aber ich bin zuversichtlich,
dass die Initiative abgelehnt wird.

War Ihre Prognose nicht doch ein
wenig voreilig?
Nein, das war eine Einschätzung zum
damaligen Zeitpunkt. Heute sieht es ein
wenig anders aus.

Was machen die Gegner der Initiative
falsch, dass es nun so eng wird?
Abstimmungskämpfe sind immer ein
Auf und Ab. Die Befürworter werden gut
mobilisieren können. Ich hoffe, dass
die Mobilisierung insgesamt ebenfalls
steigt. Je höher die Stimmbeteiligung,
desto fairer das Ergebnis und desto grös-
ser die Akzeptanz.

Philipp Müller, der Präsident Ihrer eige-
nen Partei, betont jeweils die Nachteile

der Zuwanderung stark. Halten Sie das
für klug?
Philipp Müller hat eine klare Position:
Es gibt nichts anderes als den bilatera-
len Weg mit der Personenfreizügigkeit.
Und um die Missstände unter Kontrolle
zu behalten, haben wir die flankieren-
den Massnahmen.

Haben Sie selber den Unmut über die
Zuwanderung unterschätzt?
Ich spüre die Sorgen durchaus. Deshalb
ging ich am 1. August ins Tessin, um mir
die Meinung der Leute an der Grenze an-
zuhören. Ich habe den Unmut wahrge-
nommen, nicht nur in den Grenzregio-
nen. Nun müssen wir die Leute aufklä-
ren, dass die Zuwanderung nur der Ver-
stärker gewisser Probleme ist und nicht
die Ursache. Und wir müssen die Alterna-
tiven zu dieser Initiative aufzeigen. Für
mich heisst diese Alternative: gesicherte
Arbeitsplätze. Ein stabileres Umfeld in
Europa würde zudem helfen, um die At-
traktivität der Schweiz als Einwande-
rungsland ein wenig zu relativieren.

Sind denn 80 000 Zuwanderer im Jahr
auf Dauer verkraftbar?
Es kamen im Wesentlichen jene Leute,
die wir hier haben wollten. Sie haben
uns entscheidend weitergebracht, es
ginge uns weniger gut ohne sie. Ist denn
das so falsch? Natürlich kann man sa-
gen, das sei eine Spirale, die sich selber
dreht: Mehr Zuwanderung führt zu
mehr Bedarf nach Pflegepersonal und
so weiter. Das ist ja nicht ganz falsch,
aber vor allem wird die Medizin besser
und unsere Gesellschaft wird älter, das
gilt es auch zu sehen. Die Zuwanderung
wird sich abschwächen. Vor allem,
wenn die Wirtschaft in den Nachbarlän-
dern wieder stabiler wird und die eige-
nen Leute braucht. Ob das schon nächs-
tes Jahr der Fall ist oder erst in zwei oder
drei Jahren, weiss ich auch nicht.

Und was, wenn sich die wirtschaftliche
Lage in Europa nicht bessert?
Ich glaube persönlich nicht, dass wir
Jahr für Jahr die Einwohnerzahl einer
Stadt Luzern oder St. Gallen zusätzlich

aufnehmen können. Die negativen Fol-
gen, die wir heute spüren, entfachen
aber irgendwann auch eine Wirkung
auf die Zuwanderung selbst. Die Attrak-
tivität des Standorts sinkt ja auch, wenn
man irgendwann nur noch im Stau
steht. Es gibt also ein paar Gründe, wes-
halb die Zuwanderung von selbst abfla-
chen wird. Die Frage ist, wie schnell das
geschieht. Eine Verringerung zu erzwin-
gen, wie das die SVP-Initiative will, ist
aber ein gefährlicher Weg.

Wie schauen Sie der Untersuchung
der Berner Steuerbehörden gegen die
Ammann-Gruppe entgegen?
Es gibt keine Untersuchung gegen das
Haus Ammann. Im Übrigen habe ich in
meiner Stellungnahme gegenüber der
«Rundschau» alles gesagt.

Darin betonten Sie, es sei alles rech-
tens gewesen. Würden Sie heute
nochmals ein solches Finanzkonstrukt
einrichten?
Für den Moment ist alles gesagt.
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VON ALAN CASSIDY

«Die Zuwanderung wird sich
von selbst abschwächen»
Das derzeitige Bevölkerungswachstum sei langfristig nicht zu verkraften,
sagt Wirtschaftsminister Johann Schneider-Ammann

Bundesrat
Johann
Schneider-
Ammann.

EMANUEL FREUDIGER

Donnerstagabend, auf dem Firmenge-
lände des Industriekonzerns Bucher in
Niederweningen ZH. Mit einem Auftritt
von Wirtschaftsminister Johann Schnei-
der-Ammann (FDP) im Mittelland endete
der Abstimmungskampf des Bundesrats
gegen die Masseneinwanderungsinitiati-
ve der SVP. Am Rand des Anlasses sprach
Schneider-Ammann über die neuesten
Umfragezahlen und über die Vorwürfe
gegen die Ammann-Gruppe, die er bis zu
seiner Wahl in den Bundesrat führte.
Keine Stellung nehmen wollte er zum
mutmasslichen Korruptionsfall im
Staatssekretariat für Wirtschaft.
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Margret Kiener Nellen (SP/BE), eine der
schärfsten Kritikerinnen der Offshore-
Finanzplätze, sagt: «Eigentlich muss
man Johann Schneider-Ammann merci
sagen. Sein Fall zeigt auf, wie es läuft. Ei-
ne ganze Industrie von Treuhändern
und Banken fördert genau solche Steuer-
paradies-Konstrukte seit Jahrzehnten
aus der Schweiz heraus.»

Bis zu 263 Millionen Franken hatte
der Langenthaler Maschinenbau-Kon-
zern Ammann zwischen 1996 und 2009
im Steuerparadies Jersey gebunkert. In
der Jerfin Limited, einer Briefkastenfir-
ma auf der britischen Kanalinsel. Das
enthüllte diese Woche die Sendung
«Rundschau» des Schweizer Fernsehens.

Schneider-Ammann, 2010 in den
Bundesrat gewählt, war als Firmenchef
federführend beim Jersey-Konstrukt. Just
der Wirtschaftsminister, der als vorbild-
licher Unternehmer und Patron galt.

1972 wurde in Basel die Ugasa AG
gegründet, die später die Aktien der Jer-
fin hielt. Zweck der Ugasa war das Ver-
walten von Beteiligungen und Vermö-
genswerten für die Familie Ammann-
Schellenberg. 1998 wurde Ugasa in Am-
mann Group Holding umbenannt, als
Zweck ausdrücklich erwähnt wurde die
«langfristige Sicherstellung des Fortbe-
standes der Unternehmen der Am-
mann-Gruppe» sowie «auf direkte und
indirekte Weise der Erhalt der Arbeits-
plätze in Langenthal». Aus den Unterla-
gen im Handelsregister geht auch her-
vor, dass sich das Familienunternehmen
so gegen feindliche Übernahmen und
die Stilllegung des Schweizer Standorts
wappnen wollte.

KENNER DER AMMANN-GRUPPE sagen,
dass der teure Standort Langenthal im
teuren Kanton Bern rein betriebswirt-
schaftlich betrachtet wenig Sinn mache.
Aber Schneider und die Ammanns set-

zen alles daran, dort zu bleiben. Alles?
Sie lagerten dafür offenbar sogar die Fir-
menkasse nach Jersey aus.

SVP-Nationalrat Thomas Aeschi sagt
zu Schneider-Ammanns Konstrukt:
«Dass er seine Finanzierungstätigkeit
dort zentralisierte, wo die Steuern nicht
am höchsten waren, das macht Sinn, das
kann man ihm nicht vorwerfen.»

2009 holte die Ammann-Gruppe das
Geld in den Kanton Bern zurück, in eine
Domizilgesellschaft, die ebenfalls steuer-
lich privilegiert wird.

DIE BERNER STEUERVERWALTUNG schaut
das Ammann-Steuerdossier jetzt noch-
mals genauer an. Ein Problem ist, dass
die Steuerbeamten keinen Zugriff auf
Daten in Steueroasen wie Jersey haben.
Das kann das Bundesparlament im
Herbst ändern: Der Bundesrat legt ein
Steuerinformationsabkommen mit den
Kanalinseln zur Genehmigung vor. SP-
Finanzpolitikerin Kiener Nellen legt
jetzt einen Zacken zu: «Ich werde eine
zehnjährige Rückwirkung dieses Ab-
kommens verlangen. Dann können die
Steuerbehörden in Fällen wie diesem
mit Rechts- und Amtshilfe auf den
Grund gehen.»

Falls das Abkommen überhaupt
durchs Parlament kommt. BDP-Chef
Martin Landolt will zustimmen: «Gera-
de mit klassischen Offshore-Plätzen
sind solche Abkommen wichtig und
leisten einen Beitrag zur steuerlichen
Konformität.» Skeptischer ist Thomas
Aeschi: «Die Frage ist: Wem helfen die
Abkommen? Betroffen wären Firmen,
die Geld in der Schweiz anlegen, aber
über eine auf den Kanalinseln domizi-
lierte juristische Person verwalten. Und
es wäre zu befürchten, dass es zu Geld-
abflüssen aus der Schweiz nach Eng-
land oder anderen Standorten käme.»
Aber auch Aeschi räumt ein: «Im Steu-
erwesen ist seit einigen Jahren ein Um-
denken im Gang.»

Schneider-Ammann
wollte Jobs sichern
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VON HENRY HABEGGER

Hintergründe zum umstrittenen Jersey-Steuerkonstrukt
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